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BESCHLUSSIII ZB 35/93
vom 

26. Mai 1994

in dem Rechtsstreit

Renate Wi
Straße 47,

Klägerin und Beschwerdeführerin,

- Prozeßbevollmächtigte: Rechtsanwalt Dr.

g e g e n

1. Freistaat Bayern,vertreten durch die Bezirksfinanzdirektion München, 
A M ^ i straße 3' München,

2. Gemeinde S\vertreten durch den Ersten Bürgermeister, S{

Beklagte und Beschwerdegegner,

- Prozeßbevollmächtigte 
zu 1: Rechtsanwalt Dr.

Rechtsanwälte Dr. Hans H. 
Ursula Dr. Dorotheaund
in ^

zu 2:
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Der III. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
durch den Vorsitzenden Richter Dr. Rinne und die 
Richter Dr. Engelhardt, Dr. Werp, Streck und Schlick 
am 26. Mai 1994

beschlossen:

Die sofortige Beschwerde der Klägerin 
gegen den Beschluß des 1. Zivilsenats 
des Oberlandesgerichts München vom 
6. September 1993 - 1 U 4887/93 - wird 
zurückgewiesen.

Die Klägerin hat die Kosten des Be­
schwerdeverfahrens zu tragen.

Streitwert: 100.000 DM
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G r ü n d e

Die nach §§ 238 Abs. 2, 519 b Abs. 2, 547f 567, 569, 
577 ZPO zulässige sofortige Beschwerde hat keinen Erfolg.

Das Berufungsgericht hat zu Recht die beantragte Wie­
dereinsetzung in den vorigen Stand versagt und die Berufung 
als unzulässig verworfen. Die Klägerin hat die Berufungs­
frist infolge Verschuldens ihres Prozeßbevollmächtigten, 
für das sie nach § 85 Abs. 2 ZPO einzustehen hat, versäumt 
(§ 233 ZPO). Es gereicht dem Prozeßbevollmächtigten der 
Klägerin zum Verschulden, daß die am letzten Tag der 
Rechtsmittelfrist spätnachmittags an das Oberlandesgericht 
München gerichtete Berufungsschrift mit der Telefax-Nummer 
nicht dieses Gerichts, sondern des Bayerischen Obersten 
Landesgerichts versehen wurde.

1. Das Berufungsgericht hat zunächst zutreffend ein Orga­
nisationsverschulden des Prozeßbevollmächtigten darin gese­
hen, daß er die Telefax-Nummer nicht einem gebräuchlichen 
Verzeichnis entnahm oder entnehmen ließ, etwa dem allgemein 
erhältlichen Amtlichen Telefax-Verzeichnis für München, dem 
von der Rechtsanwaltskammer München für ihre Mitglieder 
herausgegebenen Verzeichnis der Telefax-Anschlüsse der Mün­
chener Justizbehörden oder auch einem in der Kanzlei selbst 
geführten besonderen Anschriftenverzeichnis, sondern eine 
Büroangestellte die Nummer bei der Auskunft der Telekom 
hatte erfragen lassen. Eine solche Handhabung ist ersicht­
lich mit der Gefahr von Irrtümern behaftet, die sich infol­
ge von Sprech- oder Hörfehlern oder dadurch ergeben können,
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daß der Auskunftsperson wegen der für einen Laien wenig un­
terscheidungskräftigen Bezeichnungen der verschiedenen Ge­
richte oder im Hinblick auf die Vielzahl der bei den Mün­
chener Gerichten vorhandenen Telefax-Anschlüsse, davon al­
lein acht beim Oberlandesgericht, eine Verwechslung unter­
läuft.

Soweit die Klägerin demgegenüber mit der sofortigen 
Beschwerde geltend macht, die Angestellte des Prozeßbevoll­
mächtigten habe die Telefax-Nummer des Oberlandesgerichts 
in dem Amtlichen Telefax-Verzeichnis der Telekom nicht fin­
den können, ein anderes Verzeichnis mit der Telefax-Nummer 
des Oberlandesgerichts München habe (noch) nicht Vorgele­
gen, verhilft ihr das nicht zum Erfolg. Einem beim Oberlan­
desgericht zugelassenen Rechtsanwalt muß die Anschrift die­
ses Gerichts, bei der Verwendung eines Telefax die richtige 
Telefax-Nummer, zuverlässig bekannt sein. Ist dies nicht 
der Fall, gereicht ihm dies zum Verschulden; dies gilt je­
denfalls für die Übermittlung fristgebundener Schriftsätze, 
um die es hier geht.

2. Das Berufungsgericht hat weiterhin eine vorwerfbare 
Nachlässigkeit des Prozeßbevollmächtigten auch rechtsfeh­
lerfrei darin gesehen, daß er sich auf die Mitteilung sei­
ner Büroangestellten, sie habe die richtige Telefax-Nummer 
telefonisch bei der Auskunft erfragt, verlassen hat. Diese 
Antwort seiner Angestellten war viel zu vage und ungenau, 
als daß der Prozeßbevollmächtigte daraus seine Überzeugung 
von der zutreffenden Adressierung der Rechtsmittelschrift 
stützen durfte, wie die Klägerin mit der sofortigen Be­
schwerde geltend macht. Daß der Angabe der richtigen Tele-
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fax-Nummer auf dem Schriftsatz bei dem von dem Prozeßbe­
vollmächtigten gewählten Übermittlungsweg ausschlaggebende 
Bedeutung zukam, war dem Prozeßbevollmächtigten bewußt, wie 
sich aus der Frage an seine Angestellte ergibt.

3. Ein vorwerfbares Versehen des Prozeßbevollmächtigten 
der Klägerin liegt schließlich, wie das Berufungsgericht 
weiter frei von Rechtsirrtum ausgeführt hat, auch darin, 
daß der Klägervertreter die auf dem Schriftsatz angegebene 
Telefax-Nummer nicht als unrichtig erkannt hat. Nach den 
Feststellungen des Berufungsgerichts ist es Münchener An­
wälten bekannt, daß die Münchener Justizbehörden der Innen­
stadt wie das Oberlandesgericht - Zivilsenate - telefonisch 
unter einer mit "55" beginnenden (Sammel-)Nummer zu errei­
chen sind, mit der jeweils auch die Telefax-Nummer beginnt, 
während die außerhalb der Innenstadt gelegenen Justizstel­
len wie auch das Bayerische Oberste Landesgericht eine an­
ders beginnende Telefon-(Sammel-)Nummer und entsprechend 
auch Telefax-Nummer haben. Entgegen der Annahme der Kläge­
rin in der sofortigen Beschwerde hat das Oberlandesgericht 
die an einen Rechtsanwalt zu stellenden Sorgfaltsanforde­
rungen nicht überspannt, wenn es angenommen hat, der Pro- 
zeßbevollmächtigte der Klägerin habe aufgrund dieses Um­
stands stutzig werden und die Richtigkeit der angegebenen 
Telefax-Nummer über die bloße Frage an seine Angestellte 
hinaus überprüfen müssen. Daß dem Prozeßbevollmächtigten 
die mit einer "3" statt mit einer ”55" beginnende Telefax- 
Nummer auf dem Schriftsatz aufgefallen ist, wird von der 
sofortigen Beschwerde ausdrücklich eingeräumt.
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Die sofortige Beschwerde ist nach allem mit der Ko­
stenfolge aus § 97 Abs. 1 ZPO zurückzuweisen.

Rinne Engelhardt Werp
Streck Schlick
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